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Betreff: Feststellung über das Nichtbestehen der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung bei 

vorprüfungspflichtigen Neuvorhaben gemäß § 5 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 1 Gesetz über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben „Oberwesterwaldbahn, PFA Rhein-

Lahn-Kreis, Geschwindigkeitserhöhung“  

Bezug: Antrag vom 31.03.2020, Az. OWB RPT PFA RLK EBA 

Anlagen: 0 

 

 

Verfahrensleitende Verfügung 

 

Für das o. g. Vorhaben wird festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht. 

 

Begründung 

 

Diese Feststellung beruht auf § 5 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 1, Nr. 14.8 Anlage 1, Anlage 3, § 7 

Abs. 5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

 

Das Vorhaben hat alle Umbaumaßnahmen innerhalb der Oberwesterwaldbahn zur Erhöhung der 

Streckengeschwindigkeit im Teilabschnitt Rhein-Lahn-Kreis zum Gegenstand. Es handelt sich um 

ein Neuvorhaben gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1b) UVPG, das der allgemeinen Vorprüfung gemäß § 7 

Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Nr. 14.8 Anlage 1 UVPG unterliegt, da es den Bau einer sonstigen Betriebs-

anlage von Eisenbahnen zum Gegenstand hat. 
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1. Merkmale des Vorhabens 

 

Die Merkmale des Vorhabens werden insbesondere hinsichtlich der Kriterien der Nr. 1 Anlage 3 

UVPG beurteilt. 

 

Zwischen Au (Sieg) und Limburg (Lahn) soll die Bahnverbindung ausgebaut werden. Die Bau-

maßnahmen umfassen die beiden Teilstrecken 3032 (Altenkirchen - Au) und 3730 (Limburg – 

Altenkirchen). Hier sollen die maximalen Fahrgeschwindigkeiten in großen Teilabschnitten auf 80 

Kilometer pro Stunde erhöht werden. Beim Planfeststellungsabschnitt Rhein-Lahn-Kreis handelt es 

sich um einen 700 Meter langen Streckenabschnitt von Bahnkilometer 1,771 bis 2,439 der Strecke 

3730. In diesem sehr kurzen Abschnitt werden lediglich Stopfarbeiten am bestehenden Gleiskör-

per durchgeführt sowie geringe Verschwenkungen um weniger als 8 cm.  

 

2. Standort des Vorhabens 

 

Die mögliche Beeinträchtigung der ökologischen Empfindlichkeit eines Gebietes wird insbesonde-

re hinsichtlich der Nutzungs-, Qualitäts- und Schutzkriterien nach Nr. 2 Anlage 3 UVPG unter Be-

rücksichtigung des Zusammenwirkens mit anderen Vorhaben in ihrem gemeinsamen Einwir-

kungsbereich beurteilt. 

 

Die Strecke 3032 verläuft im nördlichen Westerwald zwischen Au (Sieg) und Altenkirchen auf einer 

Länge von etwa 13 km. Direkt anschließend verläuft die Strecke 3720 Altenkirchen – Limburg 

(Lahn) auf einer Länge von 65 km. Der 700 Meter lange Streckenabschnitt der Strecke 3720 

Altenkirchen – Limburg im Bereich des Rhein-Lahn-Kreises liegt an der Grenze zum Landschafts-

schutzgebiet „Auenverbund Lahn/Dill“. Durch die Einhaltung der Schutzgebietsverordnung sowie 

der Lage direkt im Bereich des Bahnkörpers kann eine Gefährdung der Erhaltungs- und Schutzzie-

le des Schutzgebietes ausgeschlossen werden. Ebenso kann durch die Lage davon ausgegangen 

werden, dass bestehende Emissionswirkungen der Bauarbeiten keine Beeinträchtigungen auf die 

vorhandenen Schutzgebiete haben werden. Weitere Schutzgebiete oder –objekte nach Natur-

schutz-, Forst- oder Wasserrecht sind im Nahbereich des Bauvorhabens nicht ausgewiesen. Ge-

nerell werden durch die veränderte Bauausführung keine weiteren Maßnahmen ergriffen, die die 

Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes gemäß Bundesnaturschutz-

gesetz (BNatSchG) zusätzlich nachhaltig beeinträchtigen könnten. Belange des Denkmalschutzes 

sind ebenfalls nicht betroffen. 
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3. Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen 

 

Die möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter werden anhand der 

Kriterien unter 1. und 2. beurteilt. Dabei wird insbesondere den Gesichtspunkten der Nr. 3 Anla-

ge 3 UVPG Rechnung getragen. Besonders berücksichtigt wird gemäß § 7 Abs. 5 Satz 1 UVPG 

auch, ob erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des Vorhabens oder des 

Standorts oder durch Vorkehrungen des Vorhabenträgers offensichtlich ausgeschlossen werden. 

 

Es bestehen folgende wesentliche Gründe gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 UVPG für das Nichtbe-

stehen der UVP-Pflicht: 

 

Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch sind nur temporär während der relativ kurzen 

Bauphase (2 Tage). Die Auswirkung auf die menschliche Gesundheit kann durch gezielte techni-

sche Planung der Schutzmaßnahmen sowie eine abgestimmte Baudurchführung erheblich mini-

miert werden. So werden zum Beispiel lärmarme Maschinen und Verfahren nach dem neusten 

Stand der Technik verwendet sowie auf eine Rottenalarmanlage verzichtet. Auch wird versucht 

Nachtarbeit generell zu vermeiden oder, falls dies nicht möglich ist, nur lärmarme Bauarbeiten 

durchzuführen. Dennoch kann in der Umgebung des Bauvorhabens nicht ausgeschlossen werden, 

dass es zu zeitweisen Überschreitungen der AVV- Baulärm kommt. Um mögliche Probleme im 

Vorfeld auszuschließen, werden die Anwohner umfassend über die allgemeine Baudurchführung 

sowie über die Baumaßnahmen, Bauverfahren und Baudauer informiert. Zum Lösen von baulärm-

bedingten Angelegenheiten von Betroffenen während der Bauzeit wird zusätzlich eine ständig vor 

Ort befindliche Anlaufstelle geschaffen. Eine mögliche Problematik durch Erschütterungen von 

Wohn- oder Arbeitsräumen konnte ausgeschlossen werden. 

 

Generell wird bei einer sorgfältig durchgeführten Bauausführung davon ausgegangen, dass eine 

Betroffenheit des Schutzgutes Wasser (Grundwasser) unwahrscheinlich ist. Um das Risiko des 

Verschmutzens gering zu halten und somit unterhalb der Schwelle der Besorgnis zu bleiben, muss 

zwingend darauf geachtet werden, dass keine schädlichen Substanzen in den Boden bzw. in den 

Untergrund gelangen können. Durch die Nutzung ordnungsgemäß gewarteter Baumaschinen, 

dem sachgemäßen Umgang mit umweltgefährdenden Materialien während der Bauzeit und der 

Sicherung wassergefährdender Stoffe und Austräge, können Beeinträchtigungen des chemischen 

Grundwasserzustandes durch das Bauvorhaben vermieden werden. Somit wird durch das Vorha-

ben keine Überschreitung der relevanten Schwellenwerte nach § 23 Abs. 1 Nr. 1-3, 8-12 WHG 

i.V.m. Anlage 2 GrwV verursacht und nicht gegen die Bedingungen nach § 7 Abs. 3 oder Abs. 2 

Nr. 2 verstoßen. Auch werden die Durchführbarkeit der im Bewirtschaftungsplan genannten Maß-

nahme und die fristgerechte Erreichung der Bewirtschaftungsziele durch das Vorhaben nicht ver-

hindert. Das Trendumkehrgebot gemäß §§ 10, 11 GrwV i.V.m. Anlage 6 GrwV wird ebenfalls nicht 
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beeinträchtigt. Ebenfalls werden alle vorgeschriebenen allgemeinen Vorschriften des Gewässer-

schutzes gemäß des Wasserhaushalts-, des Landeswasser- sowie des Abfallgesetzes eingehal-

ten. Eine Hemmung/Aufstauung oder Umleitung des Grundwasserabflusses ist aufgrund der Pla-

nung im vorliegenden Fall auszuschließen. Das Bauvorhaben führt zu keiner Veränderung des 

mengenmäßigen Grundwasserzustandes. Ein Verlust von Infiltrationsfläche findet nicht statt. Die 

Kriterien nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 Buchst. a bis d GrwV werden eingehalten. Sollten wider Er-

warten bei den Baumaßnahmen Boden- und Grundwasserverunreinigungen angetroffen werden, 

ist die zuständige Behörde umgehend zu informieren. Im Einwirkungsbereich des Vorhabens be-

findet sich kein Oberflächengewässer. Insgesamt können keine Wirkfaktoren abgeleitet werden, 

die gegen die Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Bewirtschaftungszielen nach §§ 27-31 und § 

47 WHG sprechen. 

 

Für die Verschwenkung und Stopfung der Strecke 3730 von Bahnkilometer 1,771 bis 2,439 kommt 

es zu keiner Neuversiegelung auch werden keinen Baustelleneinrichtungsflächen benötigt. Ein 

erheblicher Eingriff in die Schutzgüter Boden und Fläche ist somit nicht vorhanden.  

 

Im Bereich des Bahnkörpers kann nicht ausgeschlossen werden, dass die streng geschützte Zau-

neidechse vorkommen kann. Eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos durch die Oberbauar-

beiten kann nicht gesehen werden, da diese als Instandhaltungsmaßnahme regelmäßig auf den 

Strecken der Deutschen Bahn durchgeführt wird. Durch die Ausrichtung der Gleisanlage auf eine 

höhere Fahrgeschwindigkeit ergeben sich für die Reptilien keinen relevanten Veränderungen. Eine 

Betroffenheit von Vögeln kann ausgeschlossen werden, da keinen Rückschnitts- oder Rodungsar-

beiten vorgesehen sind. Weitere nach Anhang IV der FFH Richtlinie geschützten Tier- und Pflan-

zenarten konnten aufgrund der vorhandenen Biotopeigenschaften nicht nachgewiesen werden. 

Somit sind durch das Bauvorhaben weder die Schutzgüter Flora/Fauna/Biodiversität noch der Ar-

tenschutz betroffen. 

 

Andere nach § 2 UVPG geschützte Schutzgüter sind nach einschlägiger Prüfung von den oben 

genannten Bauvorhaben nicht betroffen. Ebenso sind keine Wechsel- oder Akkumulationswirkun-

gen erkenntlich. 

 

4. Ergebnis 

 

Aus den vorgelegten Unterlagen (Erläuterungsbericht, Landschaftspflegerischer Begleitplan, Ar-

tenschutzrechtliche Potentialabschnitte) ergibt sich nach überschlägiger Prüfung, dass von dem 

Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die nach § 25 

Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung des Vorhabens zur berücksichtigen wären. 

 

4



 

  Seite 5 von 5 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. Sie wird ge-

mäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben durch Veröffentlichung auf der 

Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes. 

 

Die dieser Feststellung zu Grunde liegenden Unterlagen können von Dritten beim Eisenbahn-

Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, Untermainkai 23-25, 60329 Frankfurt/Main nach 

vorheriger Terminvereinbarung eingesehen werden. 

 

 

Im Auftrag 

 

Elektronisch erstellt und 

ohne Unterschrift gültig 
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